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Die Bürgschaft der Kollektive der Werktätigen über Strafrechtsverletzer

Es entspricht dem Wesen der sich weiter entfaltenden 
sozialistischen Demokratie und ist Ausdruck der sozia­
listischen Lebensweise, daß die Werktätigen aktiv an 
der Leitung des Staates und an der Lösung gesellschaft­
licher Angelegenheiten mitwirken./l/ Eine konkrete 
Form dieser Mitwirkung ist die gesellschaftliche Erzie­
hung von Strafrechtsverletzern durch die Werktätigen 
und ihre Kollektive.^/ Dabei kommt der Bürgschaft 
der Kollektive über den Rechtsverletzer (§§ 31, 45 
Abs. 2, 70 Abs. 3 StGB) große Bedeutung zu.
Die Bürgschaft ist Ausdruck eines entwickelten Rechts­
bewußtseins in den Kollektiven, ein Zeichen ausgepräg­
ten Verantwortungsbewußtseins. Mit der Bürgschaft 
realisiert das Kollektiv ein hohes Maß an Bereitschaft, 
Ausdauer und Intensität bei der Erziehung eines Straf­
rechtsverletzers. Sie ist eine Verpflichtung, die das Kol­
lektiv freiwillig und aus eigener Überzeugung über­
nimmt. Zugleich ist die Bürgschaft ein wichtiges recht­
liches Mittel zur Entfaltung der gesellschaftlichen 
Initiative bei der inhaltlichen Ausgestaltung und Ver­
wirklichung der Maßnahmen der strafrechtlichen Ver­
antwortlichkeit, insbesondere der Verurteilung auf Be­
währung und der Strafaussetzung auf Bewährung. Sie 
ist eine konkrete Rechtsform, mit der die Einheit von 
Strafe und gesellschaftlicher Erziehung des Strafrechts­
verletzers sowie die Kontrolle über seinen Bewährungs­
prozeß gewährleistet werden. Durch die Bürgschaft 
wird anschaulich deutlich, daß sich der Strafrechtsver­
letzer vor der Gesellschaft zu verantworten hat, daß er 
seine Bewährung und Wiedergutmachung nachweisen 
muß.
Die erweiterten Möglichkeiten, die das Strafrechts­
änderungsgesetz vom 19. Dezember 1974 zur Ausgestal­
tung des Bewährungsprozesses durch konkrete Ver­
pflichtungen schuf/3/, sind geeignet, die Bürgschaft noch 
zielgerichteter auf die im Einzelfall notwendigen Be­
währungsaufgaben zu lenken. Die beträchtliche Zu­
nahme der von den Kollektiven angebotenen und von 
den Gerichten bestätigten Bürgschaften im Jahre 1975 
ist ein Beweis dafür, daß die Bürgschaft nicht durch 
gerichtliche Auflagen ersetzt werden kann. Zugleich 
ist die zunehmende Zahl von Bürgschaften ein Ergeb­
nis verstärkter Rechtserziehung und Rechtspropaganda 
in den Arbeitskollektiven. In ihr widerspiegelt sich 
aber auch, daß die Strafverfolgungsorgane den Kollek­
tiven eine differenziertere Hilfe gewähren, indem sie 
u. a. dann an Kollektdvberatungen teilnehmen oder deren 
Vorbereitung besonders unterstützen, wenn die Über­
nahme einer Bürgschaft für die Gestaltung des Be­
währungsprozesses des Beschuldigten erforderlich er- 
scheint./4/ Daher werden häufiger in denjenigen Kol­
lektivberatungen Bürgschaftserklärungen abgegeben, 
an denen Mitarbeiter der Untersuchungsorgane oder 
Staatsanwälte teilnehmen, als in solchen, wo das nicht 
der Fall ist. Aber auch die Gerichte verwirklichen im­
mer besser die Forderung der 9. Plenartagung des Ober­
sten Gerichts, Angebote der Kollektive zur Übernahme 
von Bürgschaften aufzugreifen und sorgfältig zu prü-
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fen sowie auf die konkrete Ausgestaltung der Bürg­
schaften Einfluß zu nehmen./5/
Trotz unverkennbarer Fortschritte, die bei der Über­
nahme von Bürgschaften durch Kollektive der Werk­
tätigen erreicht wurden, werden die Möglichkeiten da­
für noch nicht voll genutzt. So gibt es Kreise, in denen 
nur bei etwa 3 Prozent der Verurteilungen auf Bewäh­
rung Bürgschaften übernommen werden, während in 
anderen Kreisen davon bei etwa einem Drittel der auf 
Bewährung Verurteilten Gebrauch gemacht wird. Diese 
unbegründet großen Unterschiede weisen auf ein weites 
Feld noch ungenutzter Reserven für eine Erhöhung der 
Intensität der gesellschaftlichen Erziehung hin

Rolle and Inhalt der Bürgschaft bei Straftätern 
mit sonst positivem Gesamtverhalten

Ein bedeutender Teil der Bürgschaften bezieht sich auf 
Straftäter, die in ein Kollektiv voll integriert sind und 
dort ihre Arbeitsaufgaben zum Teil vorbildlich erfül­
len und deren Straftat ein erstmaliges Fehlverhalten 
darstellt. Diese Bürgschaften werden im wesentlichen 
übernommen bei fahrlässig begangenen und bei weni­
ger schwerwiegenden, einmaligen vorsätzlichen Ver­
gehen. Unter diesen Voraussetzungen gibt es in den 
Arbeitskollektiven eine entwickelte Bereitschaft zur 
Bürgschaftsübernahme; die Kollektive bieten sie den 
Gerichten meistens aus eigener Initiative und ohne 
Anregung durch die Untersuchungs- und Justizorgane 
an.
In diesen Fällen hat die Bürgschaft insbesondere die 
Erklärung des Kollektivs zum Inhalt, daß es zum Täter 
Vertrauen hat und aus der Kenntnis des sonst verant­
wortungsbewußten Verhaltens des Täters die Gewiß­
heit schöpft, daß sich ein solches Fehlverhalten nicht 
wiederholen und der Täter künftig die Gesetzlichkeit 
achten wird. Hier hat die Bürgschaft in ihrem Wort­
sinn zum Inhalt, daß sich das Kollektiv für das künf­
tig gesellschaftgemäße Verhalten des Straftäters ver­
bürgt.
Die Analyse solcher Bürgschaften zeigt, daß bei diesen 
Strafrechtsverletzern eine langfristige und intensive 
gesellschaftliche Erziehung meist nicht erforderlich ist. 
Diese Täter sind in der Regel auch aus eigener Initia­
tive zur Bewährung und Selbsterziehung bereit und in 
der Lage. Die Bürgschaft ist also hier nicht zur Steue­
rung künftig gesellschaftsgemäßen Verhaltens nötig. 
Das bedeutet jedoch nicht, daß sie in diesen Fällen etwa 
keine positiven gesellschaftlich-erzieherischen Wirkun­
gen hat. Diese bestehen häufig z. B. in der Hilfe des 
bürgenden Kollektivs gegenüber dem Straftäter, damit 
dieser das durch sein Verhalten geschwundene Selbst­
vertrauen wiedergewinnt und sich nicht vom Kollektiv 
isoliert. Das hat insbesondere bei Fahrlässigkeitsdelik­
ten eine nicht zu übersehende Bedeutung.
Für die Kollektive ist es aber mitunter schwierig, die 
Bürgschaft konkret auszugestalten, wenn der Straf­
täter seine Arbeitsaufgaben und auch andere gesell­
schaftliche Pflichten bisher gewissenhaft erfüllte. Die 
persönlichen Verpflichtungen solcher Straftäter gegen­
über dem Arbeitskollektiv haben daher meist zum 
Inhalt, daß sie auch in Zukunft ihre Arbeits- und an­
deren gesellschaftlichen Aufgaben gewissenhaft erfül­
len wollen und von sich aus die Bereitschaft zur Wie-
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